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Führende Gedanken 


Genossenschaftliche Manifestationen 
in Wirtschaft und Geist. 


Ich erwarte eine Konsolidierung der sozialen 
Frage durch die Einsicht in den Lebensprozess un- 
serer kleinen Gemeinden, und zwar aus den kleinsten 
Kreisen heraus. Diesen Gesichtspunkt der Zusammen- 
fügung von Staat und Gesellschaft aus dem engsten 
Lebenskreise des Nachbarschaftsverbandes heraus 
habe ich seit einem Menschenalter verfolgt. 

Rudolf von Gneist, 


Eine Hauptursache der Arbeiternot ist die atomi- 
stische Isolierung in massenhafter Auflösung, Das 
dringendste Bedürfnis ist deshalb eine gesunde orga- 
nische das ganze individuelle und Familienleben um- 
fassende Gemeinschaft. V. A. Huber. 


* * 


Zusammendenken mit denandern: 
So mit vielen, etwa dreissig, zusammen vordringen 
im Weltraum des Geistes und der Seele — das hatte 
ich noch nie genossen. — Ich stellte immer einen 
Satz auf, kurz und knapp, und fragte nach Zustim- 
mung oder Widerspruch, der dann gleich erst er- 
ledigt ward, auch im Zusammenarbeiten. Dann fragte 
ich: Können wir weiter? Das ist: sind nunalle 
einig? geht jeder weiter mit? So nur möchte ich 
immer denken, das hatte mir lange vorgeschwebt. 
Nach einem Versuch oder Schulung _von wenigen 
Minuten war der Geist des Zusammens in uns 
alle eingezoge ‚ard wie Licht in dem dämme- 
rigen Auditorium. 


Rudolf Hildebrand. 


Zur Bäckereifrage im A. 6. V. beider Basel, 


Eine Replik an Herrn Felix Gschwind, 


Meine Ausführungen in No. 17 dieses Blattes 
geben dem Präsidenten des Aufsichtsrates des 
A.C.V. beider Basel Veranlassung, in No. 19 eine 
Richtigstellung zu veröffentlichen, die wieder einer 
Erwiderung meinerseits rufen muss, die ich jedoch 
auf diese Nummer verschoben habe, um die Antwort 
des Herrn Gschwind wenigstens eine Woche lang 
auf unsere Leser einwirken zu lassen. 

In erster Linie soll das Persönliche in dieser 
Frage ausgeschaltet werden. Nicht der Umstand, 
dass die Genossenschaftsratswahlen vor der Türe 
stehen, und nicht weil ich im «Schweiz. Konsum- 
Verein» versteckte bürgerliche Wahlpropaganda trei- 
ben will, hat mich veranlasst, meinen Artikel zu ver- 
fassen und im «Schweiz. Konsum-Verein» zu publi- 
zieren. Der «Schweiz. Konsum-Verein» hat in der 
Mitgliedschaft resp. Wählerschaft des A.C. V. beider 
Basel etwa 200 Abonnenten, und zwar in den Kreisen 
der Behördemitglieder und der Angestellten. Wenn 
ich mit meinem Artikel eine Wirkung auf die Wahlen 
hätte ausüben wollen, so hätte ich denselben im «Gen. 
Volksblatt» untergebracht, das von 40,000 Mitgliedern 
des A.C.V. gelesen wird. Im weiteren weiss Herr 
Gschwind so gut wie ich, dass ich in der (ienossen- 
schaft keine Parteien kenne, und wenn ich persön- 
lich bei den Vereinigten bürgerlichen Gruppen mich 
als Mitglied betätige, so deshalb, weil in diesen Ver- 
einigten bürgerlichen Gruppen absolut keine, weder 
konfessionelle noch Partei-Politik betrieben wird. Der 
Titel, den sich diese Gruppen gegeben haben, ent- 
spricht eigentlich ihrem Wesen nicht, es sind neu- 
trale, allerdings dem Klassenkampf abholde Ge- 
nossenschafter, die verlangen, dass in der Genossen- 
schaft ausschliesslich die allgemeinen Interessen der 
Genossenschaft gewahrt werden, und dass ander- 
weitige Einflüsse, seien es politische, konfessionelle 
oder gewerkschaftliche, innerhalb der Genossenschaft 
keine Rolle spielen dürfen. Als Beweis für diese Be- 
hauptung kann angeführt werden, dass z.B. in der 
Kandidatenliste für die bevorstehenden Wahlen die 
bürgerlichen Gruppen auch zwei Genossenschafter 
auf die Liste genommen haben, die ihrer politischen 
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gliedern des Bundes gibt es noch eine grosse 
Schar von Genossenschaften, die im gleichen 
(Gieiste und nach der gleichen Methode arbeiten, 
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wird, veranlasst uns festzustellen, 
dass die Idee der Weltverbrüderung und des 
Weltfiriedens im vergangenen Jahr das lebhafte 
Interesse aller Nationen gefunden hat. Dazu 
trägt vor allem das stetige Wachstum der Ge- 


Die Zusammenkunft von beinahe 450 De- 
legierten aus 28 Ländern, die den Stockholmer 
Kongress besucht haben, bedeutet eine präch- 
tige Kundgebung der geistigen Gemeinschaft 
und der sozialen Einheit, die durch die Genos- 
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zu einer neuen Entwicklung führen wird. 
Daher ergeht an die Genossenschafter der 
ganzen Welt der Ruf, ihre Kräfte zu mobilisie- 
ren, ihre wirtschaftlichen Erfolge zu befestigen 
und ihre Ideale in einer klaren Wirtschafts- 
politik zu kristallisieren, die den vor sich ge- 
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schaftsproblemen der Welt. Die Genossen- 
schafter haben deshalb nicht nur die Pflicht, 
ihre Propaganda zu organisieren, um den Um- 
satz und die Zahl der Mitglieder in den Genos- 
senschaften zu vermehren,-sie müssen vielmehr 
der Welt Verständnis für unsere Ideale, für die 
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ihm folgen — soll. Sie sollen die traditionelle 
Weltfriedenspolitik der Genossenschaitsbewe- 
gung verkünden, die Massen der Mitglieder all- 
überall mit Hoffnung auf die baldige Verwirk- 
lichung des Weltfriedens erfüllen, sie sollen 


sowie für die unendlichen Entwicklungs- 
möglichkeiten der Genossenschaftsorganisatio- 
nen vermitteln, denn nur dann können wir die 
widersprechenden Interessen der Menschheit im 
Geiste einer neuen Gemeinschaft versöhnen. 
Der Internationale Genossenschaftsbund | ihre Stimmen hören lassen und ihre Macht 
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Der Präsident: Der Generalsekretär: & 
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Ueberzeugung nach der Grütlianer-Partei angehören, 
und wenn Herrn Gschwind das Unglück passiert 
wäre, dass er auf der Vorschlagsliste seiner Partei 
nicht mehr Gnade gefunden hätte, so hätten wir uns 
in den Vereinigten bürgerlichen Gruppen ein Ver- 
gnügen gemacht, ihn auf unsere Liste zu nehmen, 
sofern er sich verpflichtet hätte, innerhalb der Ge- 
nossenschaft nur die Interessen der Genossenschaft 
zu wahren. Ich persönlich würde auf der Liste der 
Vereinigten bürgerlichen Gruppen sogar dem Kom- 
munisten Konsumverwalter Schlatter in Schaffhau- 
sen, wenn er in Basel zu wählen wäre, Aufnahme 
gewähren, hat er doch letzthin in einer öffentlichen 
Erklärung im «Genossenschaftlichen Volksblatt» sich 
folgendermassen ausgesprochen: 

«Eine prinzipielle Feststellung. 
Einige Mitglieder haben in der letzten Zeit münd- 
lich Fragen an uns gestellt, welche die gegenwärtigen 
politischen Differenzen in der Arbeiterschaft behan- 
deln wollten. Wir sehen uns deshalb zu der Er- 
klärung veranlasst, dass wir uns im «Volksblatt» 
und in der ganzen geschäftlichen Tätigkeit nur von 
den Zielen, Beweggründen, Interessen und Lehren der 
Genossenschaftsbewegung leiten lassen, und dass wir 
hinsichtlich der Behandlung unserer Mitglieder nur 
das Prinzip der Gleichheit anerkennen. Es gibt für 
uns deshalb, solange die übergeordneten Instanzen 
nicht anders verfügen, keine Fragen parteipolitischer 
oder religiöser Art, sondern nur genossenschaftlicher. 
Die genossenschaftlichen Aufgaben aber werden am 
besten erfüllt durch eine sorgfältige, überlegte, aber 
auch stets mobile, geschäftliche Tätigkeit und darum 
wird unser Absehen in der Hauptsache um nicht zu 
sagen einzig auf den geschäftlichen Erfolg gerichtet 
sein, weil nur so auch der Idee gedient ist. Darum 
steht unsere vierte Seite wohl zur Erörterung von 
Fragen genossenschaftlicher Natur zur Verfügung, 
aber nur sachlicher Art und die Parteipolemik muss 
durchaus verbannt bleiben.» 

Dass es sich bei dieser Erklärung des Herrn 
Schlatter, die wohltuend von der Praxis seiner Basler 
Parteigenossen absticht, nicht um leere Phrasen 
handelt, hat er in seinem Beruf als Geschäftsleiter 
der Konsumgenossenschaft Schaffhausen durch die 
Tat bewiesen. 

Es ist mir auch zu Ohren gekommen, dass man 
in den Kreisen der sozialdemokratischen Aufsichts- 
ratsmitglieder des A.C.V. beider Basel die Auffas- 
sung vertritt, die Verwaltungskommission des A.C.V. 
beider Basel habe ihre bemerkenswerten Ausführun- 
gen über den Leistungslohn, über die Drückebergerei 
und über den Dreischichtenbetrieb in den Gross- 
bäckereien auf meine Veranlassung in ihren Jahres- 
bericht aufgenommen, und umgekehrt sei mein von 


Gschwind beanstandeter Artikel in No. 17 dieses 
Blattes nach vorheriger Vereinbarung mit Herrn 
Angst verfasst worden. Auch diese Mutmassung 


trifft nicht zu. Der Schreiber dies hat von den er- 
wähnten Ausführungen der Verwaltungskommission 
des A.C.V. erst Kenntnis erhalten, als ihm der ge- 
druckte Jahresbericht zukam, und Herr Angst vom 
A.C.V. hat von meinem Artikel auch erst Kenntnis 
erhalten können, als er die ausgegebene No. 17 des 
«Schweiz. Konsumverein» erhielt. 

Von der Erklärung des Herrn Gschwind, dass 
seine Zustimmung resp. das Passierenlassen der Aus- 
führungen der Verwaltungskommission über Lei- 


stungslohn und Nachtarbeit nur akademischen Wert 
haben sollte, nehme ich mit einiger Verwunderung 
Kenntnis, denn wenn die Erklärungen der Verwal- 
tungskommission irgend einen Sinn haben sollen, so 


nicht den einer theoretischen Ausführung, sondern 
einer in Bälde zu verwirklichenden Anregung; denn 
bloss theoretische Auseinandersetzungen in einen 
solchen Bericht aufzunehmen, ohne die Absicht, Fol- 
gerungen daraus zu ziehen, würde den Erklärungen 
der Verwaltungskommission jegliche Autorität rau- 
ben und sie direkt lächerlich machen. Herr Gschwind 
will diese Erklärungen nur für einen allfällige neu 
einzurichtenden Produktivbetrieb «geduldet» haben, 
vergisst jedoch, anzuführen, was für ein neuer Pro- 
duktivbetrieb in nächster Zeit beim A.C.V, beider 
Basel eingeführt werden soll. Seine Auffassung be- 
gründet er damit, dass er die Notwendigkeit, und vor 
allem die technische Möglichkeit der Akkordarbeit 
im A.C.V. nicht einsehen könne.» 

Hiezu ist zu bemerken, dass der Zeitlohn seit 
langer Zeit in schweizerischen Konsumvereinen 
üblich ist und dass niemand an eine Abschaffung des 
Zeitlohnes und Einführung der Akkordarbeit denkt, 
auch der Schreibende nicht, solange beim Zeitlohn 
insoweit genügende Arbeitsleistungen erzielt wer- 
den, als zur Erreichung einer normalen Rendite er- 
forderlich ist. Das setzt durchaus keine Höchst- 
leistungen voraus, wie sie beim Akkordsystem etwa 
erzielt werden, immerhin eine normale Durchschnitts- 
leistung; ob eine solche normale Durchschnitts- 
leistung erzielt wird, kann sich einerseits aus den 
Produktionstabellen, die einem Aussenstehenden 
nicht bekannt sind, anderseits aus der mehr oder 
weniger guten Rentabilität eines Betriebes ergeben. 

Wenn nun Herr Gschwind glaubt, die Betriebs- 
verhältnisse in der Bäckerei des A. C. V. beider Basel 
seien befriedigende, die Notwendigkeit einer Aende- 
rung in den Betriebsverhältnissen sei nicht nachzu 
weisen, und darum dürfe weder von der einen noch 
von der andern Aenderung gesprochen werden, so 
trennen sich unsere Auffassungen. Persönlich bin ica 
ein einfaches Mitglied des Genossenschaftsratcs, 
Herr Gschwind ist Präsident des Aufsichtsrates; er 
trägt also für die Rentabilität der Betriebe des 
A.C.V. beider Basel eine viel grössere Verantwor- 
tung, als der Schreibende; wenn mir die Entwick- 
lung des A.C.V. beider Basel und der schweize- 
rischen Konsumgenossenschaftsbewegung überhaupt 
gleichgültig wäre, könnte ich meine Hände in Un- 
schuld waschen und mich hinter die Verantwortlich- 
keit des Herrn Felix Gschwind verstecken. Ich fasse 
jedoch meine Verantwortung als gewöhnliches Mit- 
glied, als Mitglied des Genossenschaftsrates, und 
schliesslich auch als Verbandsfunktionär nicht in so 
engem Sinne auf. Ich erachte mich nicht nur berech- 
tigt, sondern auch verpflichtet, wenn ich eine Ge- 
nossenschaft auf einem Irrwege befindlich sehe, zum 
Rechten zu mahnen. Ich muss mir höchstens den 
Vorwurf machen, dass ich bezüglich der Rendite- 
verhältnisse der Bäckerei des A.C. V. zu lange zuge- 
wartet und geschwiegen habe. Als einzige Entschul- 
digung bleibt nur der Umstand, dass immer erklärt 
wurde, in der alten Bäckerei lasse sich ein rationeller 
Betrieb nicht mehr durchführen, wenn einmal die 
neue Bäckerei, die beinahe 2 Millionen Franken ge- 
kostet hat, in Betrieb sei, werde das alles viel besser 
werden. Nun hat leider die Erfahrung gezeigt, dass 
die Verhältnisse statt zu bessern, sich katastrophal 
verschlimmert haben, und dass alle gutgemeinten 
Warnungen und Ratschläge, die im stillen Kämmer- 
lein erfolgt sind, nichts gefruchtet haben. 

Es ist Herrn Felix Gschwind vielleicht nicht 
ganz unbekannt, dass die Verschlechterung der Ren- 
dite der Bäckerei nicht unerwartet kommt, sondern 
dass die in erster Linie verantwortliche, und die Ent- 
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wicklung voraussehende Behörde, nämlich die Ver- 
waltungskommission, schon vor mehr als einem 
Jahre sich veranlasst gesehen hat, über diese Frage 
einen ausführlichen Bericht zu verfassen zu Handen 
der Behörde, deren Präsident Herr Felix Gschwind 
ist. Dieser Bericht, der vom 17. Februar 1927 datiert, 
also vor bald fünf Vierteliahren verfasst wurde, ent- 
hielt folgende Prophezeiungen: 

«Es geht nicht an, den Bäckereibetrieb in bis- 
heriger Weise weiter zu führen. Tritt keine wesent- 
liche Vermehrung des Umsatzes ein, so wird unsere 
Bäckerei bald anstatt Ueberschuss bei der Jahres- 
rechnung Defizite aufweisen. Nehmen wir an, der 
bisherige Umsatz von 4,2 Millionen Franken liesse 
sich auch im Jahe 1927 erreichen, was durchaus 


nicht sicher ist, so kommen wir zur folgenden 
Rechnung: 
Laut Jahresrechnung pro 1925 be- 

trug der Ueberschuss der 

Bäckerei Fr. 227,000.-- 
die Spesen »  1,140,000.— 


Für das Jahr 1927 haben wir mit folgenden 
Mehrspesen zu rechnen: 
Mehrzins für die Benützung des Ge- 


bäudes und der Maschinen Fr. 80,000.— 
Erhöhung der Löhne bei einer Per- 

sonalvermehrung von 23 Per- 

sonen » 90,000.— 
Mehrausgaben für Camionnage » 30,000.— 
10 % Abschreibung an Maschinen » 30,000.— 


Fr. 230,000.— 


Bei gleichbleibendem Umsatz wird also im Jahre 
1927 der Ueberschuss gänzlich verschwinden. Die 
Rückvergütung auf die Produkte der Bäckerei im 
Betrage von Fr. 320,000.— wird von den andern Ge- 
schäftszweigen getragen werden müssen, was den 
Rückvergütungssatz um 1 % herabdrückt.» 

Die Verwaltungskommission schloss diesen Be- 
richt: 

«Wir unterbreiten die Angelegenheit dem Auf- 
sichtsrat mit dem Bemerken, dass wir für den Rück- 
gang des Umsatzes und auch für das zu erwartende 
schlechte Jahresergebnis der Bäckerei die Verant- 
wortung nicht übernehmen können. Wir überlassen 
es dem Aufsichtsrat, in dieser Situation die ihm gut- 
scheinenden Massnahmen zu treifen oder den Be- 
richt an den Genossenschaftsrat weiter zu leiten.» 

Dieser Bericht wurde im Aufsichtsrat in der 
Weise erledigt, dass der Bericht nicht an den Ge- 
nossenschaftsrat weitergeleitet wurde, und die dem 
Aufsichtsrat nahegelegte Massnahme bestand in der 
Einsetzung einer Spezialkommission, die nun seit 
über einem Jahr tagt, ohne zu einem Entschlusse ge- 
kommen zu sein, weil sie anscheinend vor ein- 
schneidenden Aenderungen im  Bäckereibetriebe 
zurückschreckt. Mit ihrer Berechnung des eintreten- 
den Defizites ist die Verwaltungskommission nicht 
weit von der Wirklichkeit entfernt geblieben; im 
Gegenteil, die Lohnsumme hat eine Erhöhung nicht 
um 90,000.—, sondern um Fr. 132,000.—- 


erfahren. Der Mehrzins für die Be- 

nützung der Geschäftsräume be- 

trägt »  72,000.— 
für Camionnage betragen die Mehr- 

ausgaben »  20,000.— 
für Unterhalt der Backräume und 

Geräte »  27,000.— 
für Abschreibungen an den Mobilien » 34,000.— 


Fr. 285,000.—- 


statt den prophezeiten Fr. 230,000.—. Dabei sind, wie 
im Artikel in No. 17 erwähnt, die Abschreibungen 
an der Bäckereiliegenschaft, die Fr. 150—200,000 
ausmachen mögen, und die doch korrekterweise auch 
von der Bäckerei verdient werden müssen, nicht ein- 
mal gerechnet. 

Wie man bei dieser Sachlage als Präsident der- 
jenigen Genossenschaftsbehörde, der nun die Ver- 
antwortung obliegt, erklären kann, die Notwendig- 
keit und die technische Möglichkeit der Akkord- 
arbeit im A. C.V. sei nicht einzusehen, ist mir un- 
erklärlich! Dass bei der kolossal gesunkenen Pro- 
duktionsleistung pro einzelnen Arbeiter die erste 


Massnahme, abgesehen von der Einführung des 
Dreischichtenbetriebes, in der Einführung des 
Leistungslohnes bestehen muss, sollte jedem ein- 


leuchten, der einigermassen die Produktionsleis- 
tungen im A.C.V. mit denjenigen anderer, nicht 
kapitalistischer, sondern genossenschaftlicher Be- 
triebe vergleicht. Und was die Behauptung anbe- 
trifft, es sei technisch nicht möglich, im A.C.V. 
Akkordarbeit einzuführen, so lässt diese Behauptung 
allerdings auf einen grossen Mangel entweder an 
Entschlussfähigkeit, oder an Fachkenntnis schliessen. 

Wenn ich Mitglied dieser Kommission gewesen 
wäre, hätte ich die Leiter von solchen genossen- 
schaftlichen Bäckereien, deren Betriebe rentieren, als 
Experten zugezogen. Es finden sich solche in kleinen 
Genossenschaften in der Schweiz genügend. Man 
hätte aber auch die Leiter der grossen Konsum- 
vereine z. B. in Strassburg und München konsul- 
tieren, man hätte sogar bei den Sekretären des Han- 
del- und Transportarbeiter-Verbandes- wenn man 
genossenschaftlichen Fachleuten keinen Glauben ge- 
schenkt hätte, anfragen können, ob ihnen nicht be- 
kannt sei, dass in der Schweiz Gesamtarbeitsver- 
träge existieren, die für Bäckereien den Leistungs-, 
resp. Prämienlohn vorsehen. Ich werde später auf 
diesen Punkt noch zurückkommen. 

Ich konstatiere sodann mit Befriedigung, dass 
auch Herr Gschwind erklärt, der Dreischichtenbetrieb 
sei technisch für Grossbäckereien das richtige. Er 
befindet sich damit w. a. auch in der guten Gesell- 
schaft des kommunistischen Nationalrates Bringoli. 
Er wagt aber nicht, wie dieser, die Konsequenz zu 
ziehen, dass das, was technisch und sozial richtig ist, 
auch unbedingt beibehalten werden muss, dass der 
technische Fortschritt nicht durch Gesetz gehindert 
und unterbunden werden darf. Die Konsequenz des 
Dreischichtenbetriebes in den Grossbäckereien ist 
nicht diejenige, dass nun in den Kleinbäckereien die 
ununterbrochene regelmässige Nachtarbeit belassen 
werden müsse, sondern die Mittel und Wege, wie 
hier die Gleichheit hergestellt werden kann, habe ich 
in meinem Votum im Nationalrat und meinen Aus- 
führungen in No. 18 dieses Blattes gezeigt, d. h. ein- 
mal ebenfalls Schichtenbetrieb in den Kleinbäcke- 
reien, und sodann Verbot für die Grossbäckereien, 
vor morgens 7 Uhr ihre Backwaren an die Konsu- 
menten abzugeben. Auf diese Lösung und dieses 
Ziel sollten sich alle Freunde des technischen Fort- 
schrittes, der Gleichheit vor dem (Gesetze, insbe- 
sondere die der genossenschaftlichen Brotproduktion 
einigen können. Wenn man jedoch von vornherein 
die Flinte ins Korn wirft und erklärt, die Verteidi- 
gung dieses Standpunktes hat keine Aussicht auf 
Erfolg, so schwächt man selbstverständlich die Po- 
sition der Anhänger dieser Lösung. Es ist sonst nicht 
die Art der Parteifreunde des Herrn Felix Gschwind, 
so schnell zu kapitulieren und die Waffen zu 
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strecken. Ich persönlich bin überzeugt, dass bei 
gegenseitigem Entgegenkommen und gutem Willen, 
wenn man sich nicht von Schlagworten leiten lässt, 
eine Regelung der Nachtarbeit in Bäckereien ge- 
funden werden könne, die allen berechtigten In- 
teressen entspricht. Persönlich sehe ich nicht ein, 
rarum auch in den Kleinbäckereien das absolute 
Nachtbackverbot durchgeführt werden soll, wenn 
diese Nachtarbeit nur 1, 2 oder 3 Mal in der Woche 
vorgenommen wird. Mit gleichem Recht müsste ja 
schliesslich auch der Beruf des Nachtwächters ver- 
boten werden und müssten die Kohlenbergwerke die 
Nachtarbeit, die dort jedenfalls sanitarisch und sozial 
viel fürchterlicher ist, aufgeben. 

Der Vorwurf an den bürgerlichen Staat, er wolle 
mit dem auch wenn nur teilweisen Nachtbackverbot 
einzig und allein die Genossenschaft treffen, stimmt 
insofern nicht, als die Bestrebungen, die Nachtarbeit 
in der Brotfabrik zu verbieten oder einzuschränken, 
ursprünglich nicht von bürgerlicher Seite aus- 
gegangen sind, sondern von Seiten der Gewerk- 
schaften und ihrer politischen Vertreter. Dass das 
Verbot des durchgehenden Schichtenbetriebes in den 
Grossbäckereien in der Vollziehungsverordnung zum 
neuen Fabrikgesetz ursprünglich nicht den Klein- 
bäckereien zuliebe, sondern den Wünschen der 
Bäckerei-Gewerkschafter zuliebe erfolgt ist, ist Tat- 
sache, sonst wäre das Verbot ja noch viel weit- 
gehender ausgefallen. Nach der Verordnung zum 
Fabrikgesetz ist generelle Nachtarbeit von nachts 
12 Uhr an gestattet und wird in verschiedenen Gross- 
bäckereien der Schweiz auch ausgeübt. Nach dem 
Wortlaut des Fabrikgesetzes wäre sogar Spezial- 
bewilligung im einzelnen Falle für die ganze Nacht 
möglich, nur die früher generell gestattete Drei- 
schichtenarbeit ist heute ohne besondere Erlaubnis 
nicht mehr zulässig; dagegen sind mir eine Reihe 
von kleinen Konsumbäckereien bekannt, in denen von 
abends 7 oder 8 Uhr weg sogar ohne irgend welches 
Hindernis gearbeitet wird, und wo die wöchentliche 
Arbeitszeit viel mehr als 45 Stunden ausmacht als 
im A.C.V. Auch in Basel, wo die Kleinbäckereien 
nur kantonalen Beschränkungen unterworfen sind, 
haben die Kleinbäckereien das Recht, 51 Stunden zu 
arbeiten in der Woche, während die Arbeitszeit im 
Betrieb des A.C.V. nur 45, genau sogar nur 44 
Stunden pro Woche dauert. Auf jeden Fall sollte die 
einstweilen noch vom bürgerlichen Staat gebotene 
Möglichkeit, jede Nacht um 12 Uhr mit der Arbeit 
zu beginnen, benützt werden. 

Dass der Schreiber dies die Nachtarbeit im 
Kampfe mit der Arbeiterschaft einführen wolle, ist 
eine Behauptung, die in meinen bisherigen Aus- 
führungen keine Unterlage hat. Ich habe die Ueber- 
zeugung, dass wenn man den Bäckereiarbeitern rei- 
nen Wein einschenkt, ihnen auseinandersetzt, welche 
katastrophalen Folgen für den Betrieb, in dem sie 
beschäftigt sind, ihr weiteres Festhalten an dem 
Schlagwort, ihre weitere Weigerung, dem Schichten- 
betrieb zuzustimmen, haben werde, dass sie doch 
nicht so ganz aller gesunden Ueberlegung bar sind. 
Sie werden nicht auf ihrem Standpunkt beharren, 
wenn ihnen nachgewiesen ist und sie wissen, 

1. dass durch die heutige Organisation des Basler 
Bäckereibetriebes Jahr für Jahr ein Defizit von 


3 bis 400,000 Franken entsteht, also pro beschäftigte 
Arbeitskraft mindestens Fr. 3000.—, 

2. dass, um dieses Defizit nicht noch grösser 
werden zu lassen, auf dem Brot eine nicht verdiente 
Rückvergütung von 8 % ausbezahlt werden muss, 


3. dass diese Rückvergütung nur durch Er- 
höhung des Abgabepreises auf andern Artikeln er- 
zielt werden kann, 

4. dass durch ihre Weigerung der Nachtarbeit 
die Warenpreise für die Stadt Basel allgemein um 
ca. 1% teuerer bezahlt werden müssen — denn es 
fällt keinem Konkurrenten des A.C.V. ein, billigere 
Preise als der A.C. V. zu gewähren —; 

5. wenn ihnen ferner begreiflich gemacht wird, 
dass die Mitgliedschaft des A.C.V. die Bäckerei 
nicht deshalb errichtet hat, um sich dadurch die 
Waren zu verteuern, und 

6. dass Gefahr besteht, dass die Bäckerei, wenn 
sie nicht saniert werden kann, aufgehoben oder an 
einen andern Eigentümer übergeführt werden muss; 
dann werden sie, wenn auch ihre politischen und 
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gewerkschaftlichen Führer ihnen diese Konsequen- 
zen richtig auseinandersetzen, mit sich reden lassen. 

Andere Konsumbäckereien haben doch auch 
Arbeiter gefunden, die mit Leistungslohn und Nacht- 
arbeit sich einverstanden erklärten. 

Meine Ueberzeugung ist, dass, falls nicht in ab- 
sehbarer Zeit die Rentabilitätsverhältnisse der Bäk- 
kerei sich zum Bessern wenden, aus der Mitglied- 
schaft heraus eine Bewegung entstehen wird, die zur 
Sanierung führen muss. Es pflegt unter der Arbeiter- 
schaft vielfach das Schlagwort vom ausbeutenden 
Kapitalismus gebraucht zu werden. Im vorliegenden 
Fall könnte es umgekehrt werden. Auf jeden Fall 
hat kein genossenschaftlich denkender Arbeiter das 
Recht, zu verlangen, dass auf Kosten hoher Waren- 
preise eine Konsumgenossenschaft einen unrentablen 
Betrieb unter allen Umständen weiter führen müsse. 
Es ist schon von massgebender Seite die Idee ven- 
tiliert worden, den Arbeitern des Bäckereigeschäftes 
die ganze Bäckerei abzutreten, damit sie solche als 
Produktivgenossenschaft auf eigene Rechnung und 
Gefahr betreiben könnten, ähnlich wie in Bern die 
Arbeiterunion eine Bäckereigenossenschaft betreibt 
und nicht der Konsumverein. Dem Vernehmen nach 
sollen iedoch die Vertreter der Bäckereiarbeiter 
dieses Geschenk mit aller Entschiedenheit abgelehnt 
haben, ein Zeichen dafür, dass sie selbst einsehen, 
es gehe ihnen heute besser als wenn der Betrieb 
ihnen selber gehören würde. Heute sind sie Herr 
und Meister und geniessen vorbildliche Arbeitsbe- 
dingungen, ohne irgend ein Risiko zu tragen. Wür- 
den sie selber die organisatorische, kalkulatorische 
und finanzielle Verantwortung tragen, so würde das 
voraussichtlich in Bälde von selbst zu den von der 
Verwaltungskommission vorgeschlagenen Reorgani- 
sationsmassnahmen führen, 
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Eine weitere Frage an Herrn Gschwind: 

Herr Gschwind ist seit Jahren Mitglied des 
Aufsichtsrates des V.S.K. Der V.S.K. hatte einen 
so schlecht rentierenden Betrieb wie der A.C.V., 
und zwar in seiner Schuhfabrik. Die schlechte Ren- 
dite ist dort zum Teil durch die Sabotage der Ar- 
beitsleistung durch die Vertreter der Gewerkschaft 
verschuldet worden. Die verantwortlichen Behörden 
des V.S.K. haben auch lange zugewartet, vielleicht 
auch zu lange, aber sie haben sich dann doch zu 
dem schweren Schritt der Reorganisation entschlos- 
sen. Herr Gschwind hat bei der Sanierung der 
Schuhfabrik des V.S.K. zugestimmt, trotzdem dort 
die Betriebsdefizite lange nicht den Umfang erreich- 
ten, wie in der Bäckerei des A. C. V. Herr Gschwind 
hat wiederholt schon seine Befriedigung darüber 
ausgesprochen, wie nun die sanierte selbständige 
Schuhfabrik «Co-op» arbeitet. Warum soll das, was 
bei den Schuhen des V.S.K. möglich war, in der 
Bäckerei des A.C.V. eine Sünde am (enossen- 
schaftswesen und an der Arbeiterschaft sein? Be- 
kanntlich waren auch von den Arbeitern der Schuh- 
fabrik viele Gegner der Reorganisation; auch sie 
hätten Gelegenheit gehabt, die Schuhfabrik als Pro- 
duktivgenossenschaft der Arbeiter zu erwerben. Sie 
haben ebenfalls auf diese Offerte verzichtet und 
haben sich nun an die neuen Verhältnisse "so ge- 
wöhnt, dass sie nicht mehr mit dem früheren Zustand 
tauschen möchten. Diese Erfahrung scheint mir dafür 
zu sprechen, dass eine Sanierung ohne Loslösung 
von der Genossenschaft auch bei der Bäckerei des 
A.C.V. beider Basel möglich sein wird, sobald die 
darin beschäftigten Personen den Ernst der Situation 
erfassen; sobald er ihnen auch von ihren Vertrauens- 
leuten ernstlich dargelegt wird, und sie nicht in dem 
Glauben bestärkt werden, Defizit hin, Defizit her, 
werde die Bäckerei des A.C.V. in gleicher Weise 
wie bisher fortwursteln können. 

Nun zu meiner fehlerhaften Statistik: Ich gebe 
von vornherein zu, dass das Quantum verbackenes 
Mehl pro Arbeiter im Bäckereibetriebe des A.C.V. 
beider Basel nicht so gross sein kann, wie in einer 
Bäckerei, die ausschliesslich Grossbrot herstellt. Ich 
verlange auch nicht, dass ieder Bäcker mindestens 
100,000 kg Mehl pro Jahr verbacke; ich wäre 
schon sehr zufrieden, wenn wieder die Produk- 
tionsmenge des Jahres 1916 mit 60,747 kg Mehl 
pro Jahr und Arbeiter erreicht würde, oder wenn die 
Durchschnittsleistung von 350 kg Brot pro 8 Stun- 
dentag und Arbeiter immer erzielt würde. Dass die 
77 Bäcker diese Leistung jedoch nicht erzielen, er- 
gibt die einfache Multiplikation von 77 mit 350 und 
290 Arbeitstagen — wenn ich von den 365 Tagen 
des Jahres 61 Sonn- und Feiertage abziehe und 
durchschnittlich noch 14 Werktage Ferien rechne, 
komme ich auf eine Jahresarbeitszeit von 290 Tagen 
— dann hätten diese 77 Bäcker rund 7,5 Millionen kg 
Brot herstellen müssen, oder umgekehrt, es wären 
zum Verbacken von 4,34 Millionen Grossbrot nur 
42 Bäcker notwendig gewesen, statt 77. Es würde 
sich daraus ergeben, dass die Differenz zwischen 42 
und 112, also 70 Personen, ausschliesslich mit der 
Herstellung von Kleingebäck und Konditoreiartikeln 
beschäftigt gewesen wären, was ja selbstverständ- 
lich nicht- zutrifft. Wenn Herr Gschwind schreibt, 
dass unter den 112 beschäftigten Personen auch die 
Teigmacher, Magaziner, Bureaupersonal, Packerin- 
nen etc. inbegriffen sind, so wäre es irreführend, die- 
ses Personal nicht in die Durchschnittsberechnung 
einzuziehen, denn die von diesen geleistete Arbeit 
wird in den Kleinbäckereien von den Bäckern neben- 


bei besorgt. Wenn die Bäckereiarbeiter mit Pack-, 
Reinigungs-, Ordnungsarbeiten und Teigmachen 
nichts mehr zu tun haben, sollten sie entsprechend ein 
höheres Quantum Backwaren produzieren können. 
Für die Durchschnittsberechnung dürfen diese Hilfs- 
personen, deren Arbeit in kleinen Bäckereien eben 
von den Bäckern auch mitbesorgt werden muss, 
unverkürzt einbezoren werden. Die Abwälzung 
solcher Nebenarbeiten auf vielleicht etwas weniger 
qualifiziertes Personal soll nicht die Folge haben, 
dass die Produktionsleistung des qualifizierten Per- 
sonals gleichbleibt wie vorher, wo es diese Neben- 
arbeiten auch besorgt hatte, sondern es muss diese 
Produktionsleistung dann entsprechend gesteigert 
werden. 

Wenn nun Herr Gschwind, um die Arbeits- 
leistungen in der Bäckerei des A.C. V. beider Basel 
als normale zu bezeichnen, sich auf eine Berech- 
nungsmethode einer vom eidgenössischen Volks- 
wirtschaftsdepartement eingesetzten Studienkom- 
mission bezieht, so begeht er den Fehler, die von 
dieser Studienkommission ausgerechneten Produk- 
tionsfaktoren als das Normale zu bezeichnen. Un- 
seres Wissens ist der Bericht dieser Studienkom- 
mission noch nicht veröffentlicht. Sie nimmt viel- 
leicht gerade auf Grund unserer Polemik noch einige 
Aenderungen an ihren Unterlagen und Schlussfolge- 
rungen vor, indem sie speziell auch die Verhältnisse 
in rationellen Kleinbäckereien, eventuell auch in der 
Grossbäckerei des A.C.V. Luzern, einer Prüfung 
unterzieht. Wünschendenfalles wäre ich bereit, ihr 
eine Anzahl vorbildlich rationeller kleiner Betriebe 
zu nennen, wobei dann die von ihr errechneten 
Zahlen eine gewisse Korrektur nach oben erfahren 
würden. So ist z.B. durchaus unrichtig die Behaup- 
tung, «wo nur Grossbrot hergestellt wird, kann eine 
tägliche Produktion von 250 kg berechnet werden». 
250 kg pro Tag und Arbeiter sind nicht einmal eine 
Durchschnittsleistung, sondern die Minimalleistung 
pro Bäcker und Tag ist 350 kg inkl. Kleingebäck. 
Eine solche Vorschrift findet sich in dem Nachtrag 
zu einem Tarifvertrag, den einer unserer Verbands- 
vereine, dessen Vorstand beinahe ausschliesslich aus 
organisierten Gewerkschaftern besteht, mit dem 
Handels- und Transportarbeiterverband abgeschlos- 
sen hat. Um der stattgehabten Ausbeutung durch 
Ueberzeitentschädigungen entgegenzuwirken, wurde 
für die Ueberzeitarbeit folgende Regelung vorge- 
sehen: «Als Grundlage dient eine Mindestleistung 
pro Bäcker von 350 kg inkl. Kleingebäck, für den 
Lehrling eine solche von 50, 100, resp. 200 kg, naclı 
dem Fortschreiten der Lehrzeit. Die Minimaltages- 
leistung für 2 Bäcker und 1 Lehrling ist deshalb 750, 
S00 und 900 kg in den verschiedenen Perioden. Was 
über die Quantität hinaus geleistet wird, wird pro 


"Bäcker mit 2 Franken pro 100 kg, im Monatsdurch- 


schnitt berechnet, entschädigt». Gegen diese Rege- 
lung hatte der Verband der Handels- und Transport- 
arbeiter, resp. dessen Sekretär Büchi, verschiedene 
Einwendungen zu erheben, immerhin erklärte er, 
«die Berechnung von 350 kg Brot als Tagesleistung 
für einen Mann kann nur in einem Grossbetrieb mit 
den besten technischen Einrichtungen als Masstab 
angewendet werden, nicht aber in einem Klein- 
betrieb.» Hier wird also vom berufenen Vertrauens- 
mann des Bäckereipersonals anerkannt, dass 350 kg 
Brot die Minimalleistung eines Bäckers pro Tag sei. 
Zugleich wird bestätigt, dass im Grossbetrieb mehr 
geleistet werden könne, als wie im Kleinbetrieb, Von 
der Bäckerei des A.C. V. wird wohl nicht behauptet 
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werden können, sie verfüge nicht über die besten 
technischen Einrichtungen. 

In dem Schreiben Büchi findet sich dann das 
Zugeständnis, dass die Bäcker sich eine Tages- 
leistung von 320 kg anrechnen lassen wollen, dass 
also, sobald die Produktion pro Tag 320 kg Durch- 
schnittsleistung pro Kopf überschreitet, eine Prämie 
in Betracht kommt. Die Verwaltung unseres Ver- 
bandsvereins hatte jedoch auf den 350 kg beharrt 
und seither wird nach diesen Normen dort gearbeitet. 
Eine weitere interessante Berechnung Biüchis findet 
sich bezüglich der Produktionsleistung an Kleinge- 
bäck. Es heisst: «Kleingebäck verursacht doch un- 
gemein Mehrarbeit als Grossgebäck. Die allgemeine 
Norm ist die, dass diese Weggli, Bürli, Zöpf usw. in 
Geldwert berechnet und Fr. 120.— als Tagesleistung 
für einen Mann betrachtet werden». Ob diese Zahlen 
stimmen, entzieht sich der Kenntnis des Schreiben- 
den, der nicht Fachmann ist. Jedenfalls darf ange- 
nommen werden, dass der Vertrauensmann des 
Bäckereipersonals in seinen Produktionsangaben 
nicht zu hoch gegriffen hat. Gehen wir von dieser 
Zahl aus, und berechnen wir, dass im A.C. V. beider 
Basel an Kleingebäck inklusive Milchbrot im Jahre 
1927 erlöst wurden Fr. 1,022,000.—, so würde, diese 
Fr. 120.— als Tagesleistung vorausgesetzt, sich er- 
geben, dass für das Kleingebäck 8516 Arbeitstage 
notwendig waren, dividiert durch 290 als Gesamtzahl 
der Arbeitstage des Jahres 29 Arbeiter. 

Mit den vorher berechneten 42 wäre damit eine 
Jahresdurchschnittsleistung von 71 Arbeitern nach- 
gewiesen, so dass dann noch 41 Arbeiter ausschliess- 
lich auf die Konditorei entfallen würden, was ieden- 
falls viel zu hoch gegriffen ist. 

Was die vorerwähnte Arbeit der Preisbildungs- 
prüfungskommission anbetrifft, so ist ihr bezüglich 
des Brotpreises des Konsumvereins Luzern ein Irr- 
tum unterlaufen; derselbe hat schon vor einem Jahre 
den Brotpreis auf 50 Rappen reduziert und gewährt 
7% Rückvergütung, so dass von den grösseren Ort- 
schaften der Konsumverein Luzern mit 46,5 Rappen 
den niedrigsten Nettobrotpreis aufweist. Aus dem 
Berichte der Kommission ist übrigens zu ersehen, 
dass in einer rationell beschäftigten und arbeitenden 
Grossbäckerei der Brotpreis bis auf 42 Rappen er- 
mässigt werden könne, nach Mitteilungen eines von 
der Kommission erwähnten Fachmanns, und übrigens 
ergibt sich gerade aus diesem Berichte, dass das 
Bäckereigeschäft, nach den Erhebungen verschiede- 
ner Steuerverwaltungen zu schliessen, ein glänzendes 
Geschäft sein muss, und dass Jahreseinkommen von 
Fr. 30,000.—, 40,000.— und mehr nicht selten erzielt 
werden. 

Herr Gschwind schreibt ferner: «Wir betrachten 
das Begehren, Grossbäckereien müssten billiger 
produzieren als Kleinstadtbäckereien, nicht als selbst- 
verständlich.» Demgegenüber sei auf die Erklärung 
des Vertrauensmannes der Bäckereiarbeiter ver- 
wiesen, dass in Grossbäckereien eine Höchstproduk- 
tionsmenge erzielt werden könne, die in Kleinbäcke- 
reien nicht möglich sei, ferner auf die Ausführungen 
des von der Preisbildungskommission zitierten Fach- 
manns, wonach bei rationellem Betrieb der Preis des 
Brotes bis auf 42 Rappen sinken könne. Hier klafft 
für uns ein Widerspruch. Wenn tatsächlich eine 
Grossbäckerei teurer produzieren müsste als eine 
Kleinstadtbäckerei, so war es ein kapitaler Unsinn, 
die kleinere Bäckerei des A.C. V. niederzureissen, 
also grosse wirtschaftliche Werte zu vernichten, und 
anstatt einer Reihe von kleinen Bäckereien eine 
Riesenbäckerei zu errichten. Betriebstechnisch wäre 


es doch viel vorteilhafter gewesen, vielleicht 18 
kleine Bäckereien für den A.C. V. verstreut über das 
ganze Wirtschaftsgebiet zu errichten und von dort 
aus die Bedienung an vielleicht je 10 Verkaufsstellen 
zu organisieren, als alles in einer Grossbäckerei zu 
zentralisieren. Letzteres ist doch sicher nur erfolgt, 
weil man an die Ueberlegenheit des Grossbetriebes 
glaubte. Die Erfahrungen in den ausländischen Kon- 
sumvereinen in Deutschland, Frankreich und haupt- 
sächlich in England, wo z.B. in Glasgow die grösste 
Bäckerei der Welt konsumgenossenschaftlich betrie- 
ben wird, sprechen für das Gegenteil. Glasgow ist 
noch ein grösseres Volkszentrum als Basel, und doch 
verkehren dort die Automobiltransporte der Bäckerei 
in einem Umkreis von 150 Kilometer. 

Wenn Herr Gschwind sich darauf beruft, dass 
Basel von 10 Städten mit 30,000 Einwohnern und 
mehr den billigsten Brutto- und Nettopreis aufweise, 
so ist diese Erklärung, wie oben nachgewiesen, 
falsch, indem Luzern schon seit längerer Zeit dei 
Brotpreis auf 50, den Nettopreis auf 462 Rappen 
angesetzt hat. Wenn ferner nur noch die Preise von 
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Brugg und Pruntrut angeführt werden mit 45 und 
47 Rappen, so könnte ich diese Aufzählung noch er- 
heblich erweitern; ich verweise auf Delsberg, St. 
Ursanne, Zofingen, um nur diese zu nennen, und ver- 
weise auf die interessante Tatsache, dass, trotzdem 
in Brugg der Bruttopreis 50, der Nettopreis 45 Rap- 
pen ist, die Privatbäcker 53 Rappen verlangen kön- 
nen, weil gewisse Bevölkerungskreise ä tout prix 
nicht Brot aus dem Konsumverein beziehen wollen. 
In Delsberg dagegen wirkt der Konsumverein als 
Preisregulator; dort mussten die privaten Bäcker, 
wenn auch ungern genug, ihren Preis auch auf 50 
Rappen reduzieren und können doch existieren, trotz- 
dem der Konsumverein Delsberg nebenbei, wohl als 
einziger Bäckereibetrieb der Schweiz, die Weggli 
zum Vorkriegspreis von 5 Rappen abgibt und einen 
Teil seiner Produktion zu 45 Rappen pro kg franko 
an einen benachbarten Konsumverein liefert. Sollte 
die Preisbildungsstudienkommission feststellen, dass 
von den Konsumvereinsbäckereien einzig der A. C.V. 
beider Basel Preisregulator geblieben sei, so wäre 
diese Feststellung tatsächlich unrichtig und auch in- 
sofern irreführend, als der sog. regulierende Preis des 
A.C.V. nicht aus dem Ergebnis der Bäckerei sich 
rechtfertigt, sondern nur durch Zuschüsse aus andern 
Betrieben ermöglicht wird. 

Dass in den letzten Tagen der Brotpreis im 
A.C.V. beider Basel noch von 52 auf 50 Rappen 
brutto herabgesetzt wurde, ist eine Massnahme, die 
verschieden beurteilt werden kann. Wahrscheinlich 
soll sie eine Steigerung des Brotkonsums bewirken; 
die dadurch erhöhte Produktion soll durch das vor- 
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handene Personal, also ohne Personalvermehrung, 
bewältigt werden; daraus muss der Schluss gezogen 
werden, dass heute das Personal nicht voll beschäf- 
tigt ist und dass die Vermehrung des Bäckereiperso- 
nals um 37 Personen infolge Eröffnung der neuen 
Bäckerei immer rätselhafter wird. Die Verbilligung 
des Brotpreises um 2 Rappen müssen die Kunden, 
die ihr Brot bei andern Bäckern holen, dann einfach 
denjenigen Mitgliedern, die das Brot beim A.C.\V. 
beziehen, in Gestalt von höheren Preisen anderer 
Waren bezahlen. Bis ietzt ging jedoch die Aujfas- 
sung immer dahin, dass auch im Konsumverein jeder 
Betrieb so kalkulatorisch geleitet werden soll, dass 
er sich selbst erhält. Eine Ausnahme kann einzig bei 
den schwierigen Verhältnissen des Milch- und des 
Obst- und Gemüsegeschäftes gerechtfertigt werden. 

Wenn Herr Gschwind schreibt: «Infolge dieser 
bewussten Herabsetzung des Brotpreises unter die 
Selbstkosten werde man in Zukunft noch weniger als 
bisher, einzig das Verhalten des Bäckereipersonals 
und der Linksparteien, schuldig erklären dürfen da- 
für, dass das Reinergebnis der Bäckerei noch mehr 
sinkt und demgemäss noch in verringertem Masse die 
Rückvergütung herauszuwirtschaften ist», so ist in 
erster Linie das Zugeständnis festzunageln, dass doch 
das Verhalten des Bäckereipersonals und der Links- 
parteien für das Defizit der Bäckerei verantwortlich 
ist. Die Hoffnung, in Zukunft dann die bewusste Ver- 
schlechterung des Betriebsergebnisses durch die Re- 
duktion des Brotpreises um 2 Rappen als Karnikel 
für die schlechte Rendite der Bäckerei hinstellen zu 
können, ist dagegen eitel; denn man wird aus dem 
nächsten Jahresbericht der Bäckerei ganz genau aus- 
rechnen können, wieviel von dem Defizit auf diese 
Preisermässigung von 2 Rappen, und wieviel auf die 
andern Faktoren zurückzuführen ist. j 

Die Auseinandersetzung über diese Verhältnisse 
hat in unsern Leserkreisen grosses Interesse erweckt 
und es sind mir von verschiedenen Seiten inter- 
essante Mitteilungen über andere Verhältnisse in Kon- 
sumbäckereien zugegangen. U. a. ist mir auch be- 
richtet worden, wie früher in den Anfanzszeiten 
der Konsumvereine die Brotvermittlung vor sich 
ging. Sehr oft wurde mit einem Bäckermeister, even- 
tuell auch mit mehreren, ein Vertrag abgeschlossen, 
demzufolge der Konsumverein dem Bäcker das Mehl 
lieferte, wogegen der Bäcker verpflichtet war, dem 
Konsumverein für 100 kg geliefertes Mehl ein be- 
stimmtes Quantum Brot zu liefern, ie nach Ortsge- 
brauch zwischen 130—140 kz schwankend, und zwar 
gegen eine Entschädigung von sage und schreibe 
4 Franken pro 100 kg verbackenes Mehl. Solche Ver- 
träge wurden vor 60, 50, 40 und 30 Jahren, in einer 
Zeit also, wo noch alle Arbeiten von Hand ausge- 
führt werden mussten, und keine die Schwerarbeit 
vermeidenden Maschinen vorhanden waren, von den 
Bäckermeistern gerne eingegangen. Wenn man nun 
die Ausgaben und Kalkulationen in den eigenen 
Bäckereien der Konsumvereine mit den Verhältnissen 
in früheren Jahrzehnten vergleicht, wird man zu- 
geben müssen, dass die Betriebsfaktoren sich seit- 
her wesentlich verteuert haben, auch in den von mir 
angezogenen Musterbetrieben, doch scheint mir, dass 
gerade im A.C. V. beider Basel zwischen den dama- 
ligen und den heutigen Kosten eine allzu grosse Diffe- 
renz besteht und dass es im allgemeinen Interesse 
geboten ist, diese Steigerung der Kosten nicht wie 
etwas Unabwendbares entgegenzunehmen, sondern 
alle Betriebsfaktoren zu prüfen und auf eine mög- 
lichste Betriebsrationalisierung hinzuarbeiten, nicht 
zuletzt auch im Interesse der Verbilligung des Brotes, 
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hauptsächlich also der minderbemittelten Bevölke- 
rung, von der die Bäckereiarbeiter schliesslich doch 
auch einen Teil darstellen. 

Die Genossenschafter erklären sonst gerne, es 
sei Aufgabe speziell der Konsumgenossenschaft, mit 
dem möglichst kleinsten Kraftaufwand den grösst 
möglichen wirtschaftlichen Effekt zu erzielen. Wer 
sich hier nicht Lügen strafen will, wird alle Rationa- 
lisierungsversuche begrüssen und sie nicht bekämpfen 
dürfen. Insofern die Konsumgenossenschaft das Pro- 
blem der Rationalisierung nicht sollte lösen können, 
wird sie auf ihr Ziel einer weiteren Ausdehnung der 
konsumgenossenschaftlichen Produktion verzichten 
müssen. Wenn die kapitalistischen Unternehmen zur 
Rationalisierung ihrer Betriebe übergehen und ent- 
weder den Leistungslohn einführen, oder, wo ein Zeit- 
lIohn gewährt wird, die sog. Fliessarbeit einführen, 
die eigentlich auch eine Art erzwungener Akkord- 
arbeit darstellt, dürfen die Konsumgenossenschafter 
die Einführung des Leistungslohnes nicht als ein 
grundsätzlich zu bekämpfendes Uebel betrachten und 
ablehnen. 

Wenn Herr Gschwind schliesslich voraussetzt, 
dass die Leistungsfähigkeit einer Bäckerei in einer 
Grosstadt kleiner sein dürfe, als die in einer Bäckerei 
kleinerer Ortschaften, und wenn er speziell nichts 
Unrichtiges darin erblickt, dass die Bäckerei des 
A.C.V. weniger rationell arbeitet als die Klein- 
bäckereien, so sei schliesslich die Frage gestattet, ob 
das Ergebnis einer über 60jährigen Tätigkeit des 
A.C.V. beider Basel, der in dieser Zeit Millionen an 
offenen und stillen Reserven angesammelt hat, nun 
cas sein soll, dass die Bäckerei des A.C.V. nicht 
einmal mehr in der Lage ist, den Mitgliedern aus 
eigener Kraft das Brot zum gleichen Preise zu lie- 
fern, wie jeder kleine Bäckermeister, der ohne irgend- 
welche Hilfsmittel einen neuen Kleinbetrieb eröffnet, 
dies zu tun vermag und dabei noch prosperieren 
kann? 

Meine Auffassung vom Zweck der Bildung so- 
zialen Kapitals durch die Genossenschaften war bis 
jetzt die, dass diese offenen und stillen Reserven zıt- 
gunsten der Mitglieder wirken sollten, dass das Vor- 
handensein zinslosen Kapitals eine stete Steigerung 
der Leistungsfähigkeit und Verbilligung der Pro- 
duktion ermöglichen soll, im Gegensatz zu den pri- 
vaten Betrieben, bei denen das angesammelte Ver- 
mögen jeweils wieder verteilt, resp. aus dem Unter- 
nehmen herausgezogen wird, sodass jeder Privat- 
betrieb beim Wechseln des Inhabers, erfolge er nun 
in kleineren oder grösseren Intervallen, sein Kapital 
sich wieder neu bilden muss. 

Wenn die Bildung sozialen Kapitals beim Bäcke- 
reibetrieb des A.C.V. den oben erwähnten Zweck 
nicht erreicht hat, so ist das ein Beweis dafür, dass 
etwas nicht stimmt. Es müssen Störungen und 
Fehler im Räderwerk vorliegen, und diese Fehler zu 
suchen und zu beseitigen, ist in erster Linie Aufgabe 
derjenigen Personen, welche von der Mitgliedschaft 
zur Leitung und Beaufsichtigung der Genossenschaft 
berufen wurden, auch auf die Gefahr hin, dass man 
dadurch vielleicht bei denienigen Kreisen, die an der 
Beibehaltung von Misständen ein Interesse haben, 
Anstoss erwecken könnte. Wir hoffen, dass auch 
Herr Felix Gschwind trotz seiner heute noch ab- 
Iehnenden Haltung im entscheidenden Moment seine 
Mitwirkung nicht versagen wird. Dr. Oskar Schär. 
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Ein Urteil über unsern Verband. 


«Die Familie», das Organ des Lebens- 
mittelvereins Zürich, bringt in ihrer Num- 
mer 19 vom 10. Mai eine Abhandlung über den Ver- 
band schweiz. Konsumvereine. Nach einem einleiten- 
den Hinweis auf die konsumgenossenschaftlichen 
Landesverbände im Internationalen Genossenschafts- 
bund, welche durch ihre Grosseinkaufsgenossen- 
schaften den einzelnen Konsumgenossenschaften des 
Landes die Vorteile des Grosseinkaufs 
sichern, führt der Verfasser, Herr Redakteur F. 
Heeb, folgendes aus: 

In der Schweiz erfüllt diese Funktion seit 
Jahrzehnten mit auszezeichnetem Erfolg der V er- 
band schweizerischer Konsumver- 
eine (V.S.K.) mit Sitz in Basel. Ihm ist seit 
Bestehen des V.S.K. auch der Lebensmittel- 
vereinZürichangeschlossen. Leider war das 
Verhältnis zwischen L. V.Z. und V.S.K. in der 
Vergangenheit nicht immer so, wie man es im bei- 
derseitigen Interesse hätte wünschen müssen. Ein 
Teil der früheren Behördemitglieder des L. V.Z. 
und mit ihm die meisten der früheren Geschäfts- 
leiter des Lebensmittelvereins haben eine durch- 
aus falsche, dem wahren Geist der Genossen- 
schaftsbewegung zuwiderlaufende Einstellung ge- 
eenüber dem V.S.K. vertreten. Nach ihrer Mei- 
nung sollte die Stärke des L. V.Z. als zweitgrösste 
lokale Konsumgenossenschaft unseres Landes in 
einer möglichst grossen «Unabhängigkeit» gegen- 
über dem V.S.K. als der genossenschaftlichen 
Einkaufszentrale liegen. Dementsprechend haben 
sie sich auch lange Jahre betätigt, was am aller- 
wenigsten dem Lebensmittelverein Zürich zum 
Vorteil gereicht, ja nicht zuletzt die Krise mitver- 
schuldet hat, die im Frühjahr 1926 im L. V. Z. zum 
Ausbruch kam. 

Die Ueberwindung dieser Krise, die ja heute 
erfreulicherweise Tatsache ist, kam in erster Linie 
dank der tatkräftigen und zielbewussten Mitwir- 
kung der Leitung des Verbandes schweizerischer 
Konsumvereine in verhältnismässig kurzer Zeit 
zustande und seither hat sich gezeigt, dass der 
Lebensmittelverein Zürich geschäftlich nur gewin- 
nen kann, für sich selbst am besten fährt, wenn er 
in engster Verbindung mit dem Verbande in Basel 
seine Aufgabe der genossenschaftlichen Waren- 
vermittlung erfüllt. Möge die Erkenntnis, die aus 
der Krise des L. V. Z. im Jahre 1926 erwachsen ist, 
dass unsere Konsumgenossenschaft genau so wie 
jede andere in enger Anlehnung an den Verband 
schweizerischer Konsumvereine am besten ge- 
deiht, in künftigen Jahren nie wieder ausser acht 
gelassen werden! 


Sonntag, den 


Frühiahrskonierenz Kreis IV. 
29. April 1928, versammelten sich die Vertreter der 
Konsumvereine der Kantone Solothurn, Basel-Stadt 
und -Land im solothurnischen Juradorfe Mümliswil. 
Von Basel her, über den Passwang und von Balsthal 
kamen die Autos mit den Delegationen nach dem 


Gasthof zum Kreuz, wo Herr Kreispräsident 


Gschwind um 10 Uhr 10 die Tagung eröffnete, 
zu der sich 162 Genossenschafterinnen und Genos- 
senschafter — eine bis jetzt noch nie erreichte An- 
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zahl! — eingefunden hatten. Der Präsident gedachte 
eineangs mit ehrenden Worten der verstorbenen 
Mitglieder des Aufsichtsrates des A.C. V., der Her- 
ren Maag und Braun (Basel), die so oft an unsern 
Versammlungen teilgenommen haben. Unter Mit- 
teilungen erwähnte er die fünf Schaufensterdekora- 
tionskurse, die in Liestal, Olten, Balsthal, Solothurn 
und Niedergerlafingen durchgeführt wurden. Als 
Leiter konnte gewonnen werden Herr Georg Kauf- 
mann, Innenarchitekt in Thun, der seit Jahren die 
sechswöchigen Dekorationskurse an der Gewerbe- 
schule Basel leitet. Das Verkaufspersonal wurde in 
ie zwei Theoriestunden, verbunden mit Projektions- 
bildern und in drei praktischen Uebungsstunden in 
die elementarsten Begriffe der Schaufensterdekora- 
tionskunst eingeführt. Die für die Kreiskasse ent- 
standenen Kurskosten von Fr. 901.— lassen sich für 
das Gebotene rechtfertigen. — Am 4. Februar ver- 
sammelten sich die im Kanton Baselland niedergelas- 
senen Konsumvereine in Liestal, um zum neuen 
Steuergesrtzentwurf Stellung zu nehmen. Eine von 
Herrn Dr. Oskar Schär verfasste Eingabe ist im 
Gieiste weitgehendsten Entgegenkommens für beide 
Teile annehmbar. 

Auf eine Zuschrift des Nationalen Ver- 
bandesgegendieSchnapsgefahr hat die 
Konferenz folgendem Antrage des Vorstandes zu- 
gestimmt: «Die dem Kreisverband IV angeschlosse- 
nen Vereine werden ersucht, auf die Vermittlung ge- 
brannter Wasser zu verzichten.» 

Auch dem Antrag des Vorstandes um Sub- 
ventionierungderKursteilnehmeram 
Genossenschaftlichen Seminar wurde 
im folgenden Wortlaut zugestimmt: «Die Kreisver- 
sammlung beschliesst grundsätzlich, dass Kursteil- 
nehmer am Genossenschaftlichen Seminar aus der 
Kreiskasse unterstützt werden können. Die Beitrags- 
höhe wird vorläufig von Fall zu Fall festgesetzt. 
Gesuche sind an den Kreispräsidenten zu richten. 

Der Jahresbericht des Kreisvorstandes 
und der Revisionsstelle, der gemäss Beschluss der 
letztiährigen Herbstkonferenz vor der Tagung allen 
Kreisvereinen gedruckt zugestellt worden ist, gab 
nicht zur Diskussion Veranlassung. Die grosse Ar- 
beit sei dem Kreispräsidenten hier bestens verdankt. 
Ueber die Kassageschäfte erstattete Herr 
Kreiskassier Portmann Bericht. Die Kreiskasse 
erzeigt per 1. Januar 1928 einen Saldo von Franken 
3723.65. Nach Ueberweisung von Fr. 2000.— aus der 


Kreiskasse beträgt der Propagandafionds auf den 
gleichen Zeitpunkt Fr. 18,277.35. Die Rechnung 


wurde ohne Diskussion genehmigt und die Versamm- 
lung stimmte dem von Herrn Verwalter Beerli na- 
mens der Revisoren gestellten Antrage zu, dem 
Kreisvorstand einen jährlichen Kredit von Fr. 200.— 
zu bewilligen, als Gratifikation an Kreispräsident, 
Kassier und event. weitere Vorstandsmitglieder. 

Die Wahlen waren rasch erledigt. Die bis- 
herigen Vorstandsmitglieder inkl. Revisoren wurden 
im Amte bestätigt und an Stelle des demissionieren- 
den Herrn Kessler-Grenchen neu in den Vorstand 
eewählt Herr G. Stüdi, Präsident der Konsumgenos- 
sensthaft Grenchen. 

Hierauf entbot Herr Schär namens des Kon- 
sumvereins Mümliswil der Versammlung und be- 
sonders Herrn B. Jeggi, der Bürger von Mümliswil 
ist, den Willkommensgruss. In der politisch sehr 
lebhaften Gemeinde besteht neben unserem Ver- 
bandsverein noch ein «Volkskonsum» (Konkordia). 
Die Industrie hatte in den letzten Jahren schlechte 
Zeiten. Die frühere Bandfabrik, in welcher 120—150 
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Arbeitskräfte benötigt wurden, ist total stillgelegt. 
Die Kammifabrik beschäftigt von ehedem 400 Arbei- 
tern noch ungefähr einen Drittel. Trotzdem lassen 
die Mümliswiler den Mut nicht sinken. Die Genos- 
senschaft steht gefestigt da und wird auch in Zukunft 
ihre Aufgaben im Interesse unserer Genossenschafter 
erfüllen. Diese Ausführungen werden vom Vorsitzen- 
den bestens verdankt. 

Sichtlich bewegt ergriff hierauf Herr B. J& x gi, 
Präsident der Verwaltungskommission des V.S.K., 
das Wort, um vorerst einigen persönlichen Er- 
innerungen an Mümliswil Ausdruck zu geben. 
Hier hat er vor einigen Jahrzehnten seine genos- 
senschaftliche Tätigkeit begonnen. Das Verkaufs- 
lokal, das damals eingerichtet wurde, ist heute noch 
dasselbe. Uebergehend zur Jahresrechnung und 
Bilanz bemerkt der Referent, dass der V.S.K. 
heute wohl über ein ansehnliches Vermögen ver- 
fügt, dass man aber stets darnach trachten muss, 
das Eigenkapital zu äufnen. Eine sichere finan- 
zielle Grundlage ist Vorbedingung zur ansteigen- 
den Entwicklung. Pflicht der einzelnen Verbands- 
vereine ist es, ihre Warenbezüge beim V.S.K. 
in ein richtiges Verhältnis zu ihrem Gesamt- 
umsatz zu bringen. Was der einzelne Verein von 
seinen Mitgliedern verlangt, erwartet der V.S.K. 
auch von den seinigen, den Vereinen. Von den all- 
gemeinen Ausführungen des Redners sei noch fol- 
gendes erwähnt: Die Bank der Genossenschaften 
und Gewerkschaften, die ihren Betrieb mit 1. Januar 
1928 aufgenommen hat, weist schon einen solchen 
Gieldverkehr auf, dass das Eigenkapital im Verhältnis 
zu klein ist. Es ist möglich, dass sich der V.S.K. aus 
diesem Grunde schon im Verlaufe dieses Jahres 
höher beteiligen wird. In Weggis ist ein Ferienheim 
im Bau. Jeder Verein sollte das Recht haben, jedes 
Jahr auf Kosten des V.S.K. eine Person während 
acht Tagen unterzubringen. Je nach Umsatz resp. 
Warenbezug beim V.S.K. könnte man so im Maxi- 
mum bis drei Personen pro Verein berücksichtigen. 
In der Heranziehung von tüchtigem Verkaufspersonal 
in den Kursen des Genossenschaftlichen Seminars 
erblickt Herr Jeggi eine der wichtigsten Aufgaben 
unserer Bewegung. 

Auf eine aus der Mitte der Versammlung gestellte 
Anfrage antwortet er, dass nach Ablauf des ersten 
Geschäftsjahres die Bank ihre Bilanz ebenfalls un- 
serer Jahresrechnung beigeben werde. Von einer 
Veröffentlichung der Details der Effekten und der 
Debitoren werde aus geschäftlichen Gründen Um- 
gang genommen, dagegen haben die Revisoren 
selbstverständlich vollen Einblick. Die Liquidation 
dieser Posten könnte jederzeit erfolgen, ohne dass 
irgend ein Geldgeber zu Verlust kommen würde. 
Nach diesen Ausführungen wurde der Jahresbericht 
einstimmig zur Genehmigung an die Delegiertenver- 
sammlung weitergeleitet. 

Bei den Wahlen in den Aufsichtsrat 
werden die Herren Angst und Dr. Weckerle Basel 
zur Wiederwahl empfohlen. 

Zum Schluss wurde die nächste Kreiskonferenz 
nach Waldenburg festgesetzt. 

Während dem gut servierten Mittagessen wur- 
den von einem Männerchor einige hübsche Lieder 
vorgetragen. Herr Verwalter vonRohr berichtete 
über die Geschichte des Konsumvereins Mümliswil. 
Das Schönste wurde uns aber von 3 Mädchen ge- 
boten, die in einem sinnvollen Prolog verdiente 
Mümliswiler Genossenschafter ehrten. Die Gefeier- 
ten waren der 90-jährige Herr Robert Häfeli, der 
körperlich und geistig frisch den Verhandlungen bei- 
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wohnte, ferner Herr Konsumverwalter von Rohr 
und Herr B. Jeggi. Die Kinder überreichten ihnen 
jeweils einen schönen Blumenstrauss in den solothur- 
nischen Farben. 

Habt Dank Ihr Mümliswiler Genossenschafter 
für Eure Bemühungen! Und nun auf Wiedersehen 
im Herbst in Waldenburg! Der Berichterstatter. 


Frühjahrskonierenz des Kreises VIII des V.S.K. 
(St. Gallen, Thurgau und Appenzell) Sonntag, den 
22. April 1928, mittags 12 Uhr 30 im Hotel «Bahnhof» 
in Ebnat-Kappel. Anwesend: 26 Kreisvereine, ver- 
treten durch 51 Delegierte, vom V.S.K. Herr M. 
Maire, Mitglied der Verwaltungskommission, ferner 
Herr Nationalrat Höppli, Frauenfeld, als Mitglied des 
Aufsichtsrates. Herr Nationalrat Huber ist entschul- 
digt abwesend, ebenso Herr Kantonsrichter Hächler, 
St. Gallen, letzterer ist leider seit längerer Zeit ans 
Krankenlager gebannt und entbietet ihm der Vor- 
sitzende die besten Grüsse und den aufrichtigen 
Wunsch zu baldiger Genesung, 

Zu Stimmenzählern werden ernannt die 
Fierren Kantonsrat Walder, Oberhofen-Münchwilen, 
Kantonsrat Keller, Degersheim, und Frei, Ebnat. 

Das Protokoll der Herbstkonferenz vom 
2. Oktober in Bischofszell wird genehmigt und ver- 
dankt. 

Der Jahresbericht, erstattet vom Präsi- 
denten E. Hausammann, sowie der Kassabericht über 
die Jahresrechnung und der Bericht der Revisoren 
werden ohne Diskussion genehmigt. 

Der ordentliche Jahresbeitrag in 
die Kreiskasse wird gemäss $ 7 der Kreisstatuten 
auf 2 Rappen von 1000 Franken Umsatz belassen. 
In den Propagandafonds werden wiederum 5 Rappen 
von 1000 Franken Umsatz erhoben. 

Wahlen: Demissionen liegen keine vor und 
wird der bisherige Kreisvorstand für eine weitere 
Amtsdauer von drei Jahren bestätigt. Es gehören 
demselben an die Herren Ernst Hausammann, Ver- 
walter, Romanshorn; Friedrich, Spitalverwalter, 
Kreuzlingen; Jean Geser, Goldach; Franz Mächler, 
Uzwil; Heinrich Sprenger, Trogen. Als Präsi- 
dent des Kreisverbandes wird wiederum Herr Ernst 
Hausammann gewählt. Der bisherige Revisions- 
verein Arbon tritt zurück und wird der Kreisverein 
Uzwil für die Revision bestimmt. 

Zum Jahresbericht und Jahres- 
rechnungdes V.S.K. referiert Herr M. Maire 
in sehr eingehender und interessanter Weise. Das 
verflossene Jahr 1927 war vom allgemein geschäft- 
lichen Standpunkt betrachtet befriedigend: die Zahl 
der Arbeitslosen ist gesunken, die Umsätze der Ver- 
bandsvereine mehren sich, die Verluste an Verbands- 
vereinen sind auf ein Minimum gesunken und der 
Umsatz des V.S.K. weist eine schöne Steigerung auf. 
Das Ergebnis des V.S.K. ist befriedigend und er- 
möglicht gute Abschreibungen. 

Die propagandistische Tätigkeit des Verbandes 
soll in der Zukunft erweitert werden. Mit der Ver- 
grösserung des Ferienheims in Weggis soll für ältere 
treue Genossenschaftsmitglieder eine besondere Ver- 
günstigung für Gratisferien geschaffen werden. 

Die 1927 gegründete Bank der Genossenschaften 
und Gewerkschaften hat mit Neujahr ihren Betrieb 
aufgenommen und entwickelt sich gut; es zeigt sich 
jedoch, dass das Anteilscheinkapital zu klein ist. Des- 
halb wird sich der V.S.K. mit einem weitern nahm- 
haften Betrag beteiligen, 
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In der Diskussion spricht Kreiskassier 
Geser einer bessern finanziellen Unterstützung der 
Kreisverbände durch den V.S.K. das Wort; er 
macht die Anregung, der V.S.K. möge den Beitrag 
an die Kreiskassen von Fr. 1.— auf Fr. 2.— per 
Fr. 10,000.— Umsatz erhöhen. 

Präsident Hausammann wünscht eine bes- 
sere Berücksichtigung der Produkte des Blinden- 
heims in St. Gallen durch den Verband wie seitens 
der Vereine. Die Bestrebungen der Fürsorge für die 
Blinden dürften in vermehrtem Masse unterstützt 
werden. 

Herr Nationalrat Hö ppli erörtert die durch den 
V.S.K. geplante Ausstellung bei Anlass seines vier- 
zigiährigen Bestandes und wünscht eine Orientierung 
der Delegierten über die mit einzelnen Verbands- 
vereinen abgeschlossenen Verträge für Zwangsbe- 
züge. 

Der Kreisverein Arbon soll für die näch- 
stes Jahr stattfindende Erneuerungswahl frühzeitig 
genug angemeldet werden, um endlich einmal für die 
Kontrollstelle des V.S.K. Berücksichtigung 
zu finden. . 

Herr Friedrich macht die Anregung, die 
Ausstellung des Verbandes in eine Wanderausstellung 
zu gestalten, um dieselbe einem möglichst grossen 
Kreise der Bevölkerung zugänglich machen zu 
können. 

Herr Maire beantwortet die 
Voten. Die Jahresrechnung wie der Bericht 
V.S.K. erhalten die Zustimmung der Konferenz. 

Die TraktandenfürdieDelegierten- 
versammlung des V.S.K. vom 16./17. Juni 1928 
in Vevey erfahren keine Diskussion. 

Die Berichterstattung betr. Revi- 
sionsverband führt aus, dass heute nur noch 
sechs Vereine des Kreises VIII mit der Erklärung 
zum Beitritt zurückstehen. Es haben sich somit mehr 
wie zwei Drittel der Kreisvereine für den Revisions- 
verband ausgesprochen und kann derselbe dadurch 
als zustandegekommen betrachtet werden. 

Der Kreisverein Rheineck sieht in Art. 5 und 6 
der Statuten des Revisionsverbandes einen Wider- 
spruch und hat deshalb den Antrag eingebracht: Die 
alte Fassung in Art. 5 soll fallen gelassen werden und 
neu lauten: Art. 5. Ueber den Befund erhalten die 
Treuhandstelle des V.S.K., der Kreisvorstand wie 
der revidierte Verein je einen schriftlichen Rapport. 

Herr Verwalter Angst, Uzwil, beantragt in An- 
lehnung an den Antrag Rheineck Art. 5 wie folgt zu 
fassen: 

Art. 5. Ueber den Befund ist dem Kreisvorstand 
und dem revidierten Verein ein schriftlicher Bericht 
zu erstatten, unter Beilage bestimmter Anträge zur 
Behebung allenfalls festgestellter Mängel. 

Der Antrag Angst wird mit 28 gegen 11 Stim- 
men, die sich auf den Antrag Rheineck vereinigen, 
angenommen. 

Die Frage betr. Verzicht der Kon- 
sumvereine auf den Verkauf von ge- 
brannten Wassern wird wegen vorgerückter 
Zeit, auf Antrag von Verwalter Schlittler (Arbon), 
auf die Herbstkonferenz vertagt. 

AlsnächsterKonferenzort wird Büh- 
ler bestimmt. 

Die Mitteilung betr. «Unsere Woh- 
nung» (Genossenschaft für Möbelvermittlung), Ba- 
sel, wird ebenfalls auf den Herbst verschoben. 

Die Allgemeine Umfrage wird nicht be- 
nützt. Der Vorsitzende schliesst die Konferenz mit 
dem Ausdrucke des Dankes an die Teilnehmer um 


verschiedenen 
des 


4 Uhr. Einen besonderen Dank widmet er dem Kon- 
sumverein Ebnat-Kappel für die flotten Darbietungen 
des Toggenburger Jodlerquartetts wie der Toggen- 
burger Ländlermusik während dem vorgängig der 
Verhandlungen gemeinsam eingenommenen Mittag- 
essen. M. 


Wirtschaitlicher Wochenbericht. 
In Oesterreich lebt man der Erwartung, dass die 


grosse internationale Anleihe, die dem Lande 725 
Millionen Schilling zuführen soll, nun bald kommen 
wird und die österreichischen Banken beeilen sich 
bereits, ins Ausland lockende Prospekte zu versen- 
den. Darin wird ausgeführt, dass eine Anzahl öster- 
reichischer Industrien durch die Anleihe Aussicht 
habe, lohnende Aufträge zu bekommen, dass infolge- 
dessen ihre Aktien im Kurse steigen werden, und 
dass daher der Ankauf ihrer Aktien an der Wiener 
Börse, zu dem sich das Bankhaus uneigennütziger- 
weise bereit erklärt, eine sichere Gewinnchance er- 
öffnet. Warum die Wiener Banken diese Gewinn- 
chancen nicht selber in den Sack stecken, wird dem 
Empfänger freilich nicht verraten. Sie wollen ihm 
wohl glauben machen, dass sie aus purem Edelmut 
und übergrosser geschäftlicher Loyalität dem Aus- 
land die Möglichkeit bieten wollen, den Rahm von 
der Milch der neuen Anleihe abzuschöpfen. Diese 
verdächtige Uneigennützigkeit muss aber den Schluss 
nahe legen, dass die schöne Rechnung der österrei- 
chischen Bankhäuser sich leicht als eine Milch- 
mädchenrechnung erweisen könnte, wenigstens für 
den gutgläubigen Empfänger dieser Zirkulare. Die 
österreichischen Kapitalanlagen sind überhaupt für 
die Schweiz mit so vielen düsteren Erinnerungen 
behaftet, dass die Mutter der Weisheit für jeden 
Empfänger solch vielversprechender Prospekte die 
beste Ratgeberin sein wird. 

Es müssen auch unentwegte Optimisten sein, die 
die neue grosse Anleihe Oesterreichs zeichnen wol- 
len. In Oesterreich ist die Inflation sozusagen Tra- 
dition und schon das Kaiserreich Oesterreich hat sei- 
nen Gläubigern viele trüben Stunden bereitet. Die 
österreichische Republik hat dann alle öffentlichen 
und privaten Schulden durch den unbeschränkten 
Notendruck auf die einfachste Weise aus der Welt 
geschafft. Da die Stadt Wien so unvorsichtig gewe- 
sen war, in einer Anleihe vom Jahre 1902 den aus- 
ländischen Inhabern die Zinszahlung und Rück- 
zahlung in ausländischer Währung zu versprechen, 
wurde sie durch ein besonderes Gesetz von dieser 
schreienden Ungerechtigkeit erlöst, und in den Stand 
gesetzt, dem ausländischen Gläubiger ebenso gründ- 
lich das Fell über die Ohren zu ziehen, wie den eige- 
nen Volksgenossen. Es war also nur ein Akt weit- 
schauender Vorsicht, wenn ein Minister des kaiser- 
lichen Oesterreich seinen Söhnen auf dem Toten- 
bette einschärfte, unter keinen Umständen österrei- 
chische Papiere zu kaufen. Trotzdem nimmt es kein 
Wunder, dass die allzeit pumpfreudigen Oester- 
reicher auch in der Nachkriegszeit in neutralen Län- 
dern wieder Banken gefunden haben, die durch 
eründliches Studium der Verhältnisse und eine ent- 
sprechende Provision zu der tief begründeten Ueber- 
zeugung gebracht wurden, dass die guten Oester- 
reicher wieder höchst kreditwürdige Leute seien. 
So ist es der Stadt Salzburg vor einigen Jahren gelun- 
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gen, eine Anleihe auf dem Schweizer Markte anzu- 
bringen. Mittlerweile sind freilich über die noncha- 
lante Finanzwirtschaft der schönen Stadt Salzburg 
Dinge bekannt geworden, die ihre Anleihetitel als 
eine höchst zweifelhafite Errungenschaft für die 
Schweizer Börsen erscheinen lassen und dem glück- 
lichen Inhaber dieser Papiere wohl eine Gänsehaut 
über den Rücken iagen können. Aber es ist kaum ein 
Zweifel, dass, wenn die grosse internationale Anleihe 
für Oesterreich zustande kommt, auch die Schweiz 
mit einer schönen Tranche, wie man im Börsenjargon 
sagt, beglückt werden wird. 

Es wird immerhin ein grosser Mut dazu gehören, 
die österreichischen Titel dem Ausland mundgerecht 
zu machen, denn der österreichische Staat führt seine 
eigene Existenz nur wider Willen und möchte lieber 
heute als morgen mit dem grösseren Deutschland 
vereinigt werden. Dafür hat Oesterreich, von der 
Politik abgesehen, tatsächlich auch gute Gründe, 
denn die Städte, vor allem Wien, sind zu gross für 
das Land, und die Alpenländer sind für ihre Haupt- 
einnahmequelle, den Fremdenverkehr, hauptsächlich 
auf den deutschen Touristenstrom angewiesen. Die 
Vereinigung mit Deutschland brächte unzweifelhaft 
dem weitaus grössten Teil der österreichischen Wirt- 
schaft bedeutende Vorteile, denen gegenüber die 
Nachteile kaum ins Gewicht fallen. Infolgedessen 
muss man damit rechnen, dass ein neues politisches 
Erdbeben in Europa das wider Willen unabhängige 
Oesterreich von der Landkarte verschwinden lässt, 
und dann wäre es noch fraglich, ob der Rechtsnach- 
folger auch die finanzielle Erbschaft übernimmt. Das 
Geldleihen an politische Machthaber hat sowieso den 
Nachteil, dass man ihnen doch keinen Betreibungs- 
beamten schicken kann und wenn sie wieHerrSeippel 
seinerzeit die Geldgeber mit Entrüstung daran erin- 
nern, dass es eine Schande ist, von dem armen Staat 
auch noch den schnöden Mammon zurückzufordern, 
wenn andere ihr Leben für diesen Staat gelassen 
haben, dann kann der Gläubiger mit langer Nase ab- 
ziehen. 

Die österreichische Anleihe wird jedenfalls 
ein höchst interessantes finanzpolitisches Experiment 
abgeben, wobei das Wort des alten Oxenstierna: Du 
glaubst nicht, mein Sohn, mit wie wenig Verstand die 
Welt regiert wird, wohl wieder glänzend gerecht- 
fertigt werden dürfte. 


Oltingen. Die ordentliche Generalversammlung unserer Kon- 
sumgenossenschaft genehmigte Bericht und Rechnung des ab- 
gelaufenen Geschäftsiahres. Unter sachlicher und umsichtiger 
Leitung unseres Verwalters und Präsidenten J. Schaub wurden 
auch die übrigen Traktanden in ordnungsgemässer Weise ab- 
gewickelt. 

Im Laufe des Jahres 1927 hat uns unser Aktuar und Buch- 
halter, Herr Lehrer Müller, infolge Wegzug verlassen. Der 
Vorstand hat in Anwendung von $ 24 unserer Genossenschaits- 
statuten für Ersatz gesorgt. Die beiden Posten wurden getrennt. 
Als Aktuar amtet nunmehr Ernst Lüthi, als Buchhalter Jean 
3roglin. Gegen diese Erneuerungen wurde im geheimen ein 
Ansturm ersonnen. Er wurde aber zu Beginn der Versammlung 
vom Präsidenten erledigt, indem er die erwähnte Statutenbe- 
stimmung verlas. 

Unsere Genossenschaft hat nun das 10. Jahr hinter sich. 
Wir haben eine schwere Krise durchmachen müssen, aber dank 
der Genossenschaftstreue unserer Mitglieder können wir jetzt 
doch endlich schuldenfrei dastehen. Es wurde beschlossen, eine 
Rückvergütung von 10% in Waren auszurichten. Fr. 2000, 
wurden dem Reservefonds, der sich nun auf Fr, 7705.20 beläuft, 
überwiesen. 


Der Gesamtumsatz blieb Fr. 1000.— hinter demjenigen des 
Vorjahres zurück. Wir wollen aber froh sein, wenn er im 
laufenden Geschäftsjahr nicht noch mehr zurückgeht. Die Haupt- 
einnahme der meisten unserer Mitglieder bringt das Posa- 
menten. Diese Industrie macht jedoch eine schwere Krise durch. 
Schon hat eine Firma den Betrieb ganz eingestellt, die Stühle 
wurden weggenommen. Von der Massnahme wurden hier zwölf 
Familien betroffen. Für viele ist es ein schwerer Schlag. Nun, 
wir wollen nicht zu schwarz sehen, die Zukunft kann manches 
ändern. B. 
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Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungskommission 
vom 11. Mai 1928. 


l. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) Freidorf sind folgende Zuwei- 
sungen gemacht worden, die anmit bestens verdankt 
werden: 


Herr Dr. A. Suter, Lausanne Fr#100>= 
Konsumverein Winterthur >: 200 
Konsumgenossenschaft Uettligen 7° 50.— 


2. Die Cooperativa popolare di consumo Torri- 
cella hat in Taverne eine Filiale eröffnet. Waren- 
sendungen sind wie folgt zu adressieren: 

Filiale Taverne: Cooperativa popolare di consumo 

Torricella, Filiale Taverne, Poststelle Taverne, 

Bahnstation Taverne. 


Filiale Torricella: Cooperativa popolare di consumo 
Torricella, Poststelle Torricella, Bahnstation 
Taverne. 


Gienossenschaftlicher Arbeitsmarkt 


Angebot. 


Die Konsumgenossenschaft in Avenches sucht für ihre zweite 
Verkäuferin Tausch mit einer jungen Verkäuferin der 
deutschen Schweiz um die Sprache zu erlernen. Besonderes 
Arrangement wegen Zimmer und Pension wird geboten und 
gewünscht. Offerten an Herrn Hasler, Präsident der Societe 
coope£rative de consommation, in Avenches (Vaud). 
Selbständiger Bäcker-Konditor, verheiratet, im Alter von 
32 Jahren, sucht Stelle in Konsumbäckerei. Gefl. Ofterten 
unter Chiffre E. R. 76 an den Verband schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. 
olider, zuverlässiger Bäcker gesetzten Alters sucht Dauer- 
stelle in Konsumverein, sei es als Bäcker, Magaziner, 
Mitfahrer etc. Offerten unter Chiffre G. H. 77 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Redaktionsschluss: 16. Mai 1928. 
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